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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ha 22/72 Bonn, den 4. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung, für die 
neuen Mitgliedstaaten, der wesentlichsten Handelsplätze 
und der für diese Handelsplätze geltenden abgeleiteten In- 
terventionspreise für Getreide 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Ausgleichsbeträge für Getreide. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvorschlä- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude*. Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung, für die neuen Mitgliedstaaten, 
der wesentlichsten Handelsplätze und der für diese 
Handelsplätze geltenden abgeleiteten Interventionspreise 

für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13, Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 796/72*-), insbesondere 
auf Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 51 Absatz 2 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und Anpassungen der Verträge 3 ) sieht 
vor, daß bis zur ersten Preisannäherung die in je- 
dem neuen Mitgliedstaat anzuwendenden Preise 
nach den in der gemeinsamen Marktorganisation für 
den betreffenden Warenbereich vorgesehenen Re- 
geln in einer Höhe festgesetzt werden, die den Er- 
zeugern dieses Bereichs Erlöse ermöglicht, die den 
zuvor nach der innerstaatlichen Regelung erzielten 
Erlösen gleichkommen. Absatz 3 bestimmt jedoch, 
daß für Norwegen und das Vereinigte Königreich 
diese Preise so festgesetzt werden, daß die Anwen- 
dung der Gemeinschaftsregelung zu Marktpreisen 
führt, die dem in dem betreffenden Mitgliedstaat 
während eines repräsentativen Zeitraums vor An- 
wendung der Gemeinschaftsregelung festgestellten 
Preisniveau vergleichbar sind. 

Auf dem Getreidesektor finden diese Vorschrif- 
ten gemäß Artikel 51 Absatz 1 und Artikel 73 der 
Akte auf die abgeleiteten Interventionspreise An- 
wendung. 

Die für die Abteilung der Interventionspreise und 
die Bestimmung gewisser Handelsplätze bei Ge- 
treide anwendbaren Regeln wurden durch die Ver- 
ordnung Nr. 131/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 4 ), zuletzt geändert durch Anhang I, Bd I) der 
Akte, festgelegt. Danach müssen die abgeleiteten 
Interventionspreise für Handelsplätze mit einer ge- 


wissen regionalen Bedeutung unter Berücksichtigung 
der natürlichen Marktpreisbildung sowie der Trans- 
portkosten festgesetzt werden. Mangels einer nen- 
nenswerten Erzeugung an Mais (und Roggen) in den 
neuen Mitgliedstaaten führt die Anwendung dieser 
Kriterien und der vorgenannten Vorschriften dazu, 
für Weichweizen und Gerste abgeleitete Interven- 
tionspreise festzusetzen, und zwar in der Höhe und 
für die Handelsplätze, wie im Anhang angegeben - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zeit vom 1. Februar 1973 bis 31. Juli 1973 

werden für Getreide 

— der Handelsplatz mit dem für jeden neuen Mit- 
gliedstaat niedrigsten abgeleiteten Interventions- 
preis sowie dieser Preis im Anhang A festgesetzt; 

— die wesentlichsten Handelsplätze in den neuen 
Mitgliedstaaten und die abgeleiteten Interven- 
tionspreise für diese Handelsplätze im Anhang B 
festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 21. April 1972, S. 7 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, S. 2362/67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang A 


Rechnungseinheiten je 1000 kg 

Handelsplatz 

Weichweizen (Roggen) Gerste 

Dänemark: 

i 

i 

Irland: 

I 

Norwegen: 

Vereinigtes Königreich: 


Handelsplatz 


Anhang ß 

Rechnungseinheiten je 1000 kg 
Weichweizen (Roggen) Gerste 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Ausgleichsbeträge 

für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs 
Norwegen und des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft, 

gestützt auf die Akte über die Beitrittsbedingun- 
gen und Anpassungen der Verträge 1 ), insbesondere 
auf Artikel 62 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 51 und 52 der Akte sehen für die neuen 
Mitgliedstaaten die Festsetzung von Preisen vor, 
die von dem Niveau der gemeinsamen Preise ab- 
weichen. Nach Artikel 55 der Akte sind diese Preis- 
unterschiede durch Ausgleichsbeträge auszugleichen. 

Auf dem Getreidesektor finden gemäß Artikel 73 
der Akte die vorgenannten Artikel 51 und 52 auf 
die abgeleiteten Interventionspreise Anwendung. 

Bei den von dieser Festsetzung betroffenen Er- 
zeugnissen sind die im Handel zwischen der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und 
den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten und dritten Ländern anwend- 
baren Ausgleichsbeträge gleich dem Unterschied 
zwischen den für den betreffenden neuen Mitglied- 
staat festgesetzten Preisen und den gemeinsamen 
Preisen. Die Anwendung dieser Bestimmungen führt 
bei den Hauptgetreidearten zur Festsetzung dieser 
Ausgleichsbeträge auf dem in der vorliegenden Ver- 
ordnung enthaltenen Niveau. 

Für die anderen Getreidearten ist es angebracht, 
die Regeln für die Bestimmung der Höhe der Aus- 
gleichsbeträge unter Berücksichtigung der Vorschrif- 
ten des Artikels 74 Absatz 1 der Akte dergestalt 
festzulegen, daß eine stufenweise Annäherung der 
Preisrelation zwischen den Getreidearten erreicht 
wird. Artikel 55 Absatz 3 der Akte sieht vor, daß 
die im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
anwendbaren Ausgleichsbeträge im Verhältnis zu 
den für jeden von ihnen festgesetzten Ausgleichs- 
beträgen festgelegt werden. Es ist angebracht, diese 
Vorschriften dahin gehend näher zu bestimmen, daß 
diese Beträge in jedem Fall dem Unterschied der 
zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten bestehen- 


den Preise entsprechen, die zur Ermittlung der im 
Handel mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung anwendbaren Ausgleichsbeträge 
zugrunde gelegt wurden. 

Gemäß Artikel 74 Absatz 2 der Akte wird bei den 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Getreide 2 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 796/72 3 ), unterliegenden Ver- 
arbeitungserzeugnissen der Ausgleichsbetrag von 
dem Ausgleichsbetrag für die Getreidearten, denen 
sie zugeordnet sind, mit Hilfe der Koeffizienten 
oder Regeln für die Festlegung der Abschöpfung 
oder des beweglichen Teilbetrags der Abschöpfung 
für die Erzeugnisse abgeleitet. Die vorgenannten 
Koeffizienten sind durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 968/68 des Rates vom 15. Juli 1968 über die 
Regelung für Getreidemischfuttermittel J ), durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1052/68 des Rates vom 
23. Juli 1968 über die Regelung für die Einfuhr und 
die Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs- 
erzeugnissen r> ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1529/71 (} ), sowie durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1397/69 des Rates vom 17. Juli 
1969 zur Festsetzung der Standardqualitäten für be- 
stimmte Arten von Getreide, Mehl, Grobgrieß und 
Feingrieß sowie der Regeln für die Festsetzung der 
Schwellenpreise dieser Arten 7 ) festgelegt wurden. 
Es ist jedoch notwendig, die Anwendung dieser 
Koeffizienten in gewissen Fällen genau zu bestim- 
men. 

Da die Ausgleichsbeträge im innergemeinschaft- 
lichen Warenverkehr den Austausch der Erzeugnis- 
se zwischen zwei Mitgliedstaaten mit unterschied- 
lichem Preisniveau ermöglichen sollen, ist ein Aus- 
gleichsbetrag zu gewähren, falls ein Erzeugnis in 
einen Mitgliedstaat mit niedrigerem Preisniveau 
verbracht wird. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

-j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 21. April 1972, S. 7 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 17. Juli 1968, S. 2 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 25. Juli 1968, S. 8 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 162 
vom 20. Juli 1971, S. 11 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 21. Juli 1969, S. 6 
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Die Regel des Artikels 55 Absatz 1 Buchstabe a 
der Akte, derzufolge die Ausgleichsbeträge vom 
einzuführenden Mitgliedstaat erhoben oder vom aus- 
führenden Mitgliedstaat gewährt werden, bedeutet 
demnach, daß jedenfalls die Aufgabe der Erhebung 
oder Gewährung dieser Beträge dem Mitgliedstaat 
obliegt, dessen Preisniveau am höchsten ist. 

Die Erhebung und die Gewährung der Ausgleichs- 
beträge sind so zu regeln, daß Verkehrsverlagerun- 
gen vermieden werden, die sich namentlich aus dem 
Unterschied dieser Beträge ergeben könnten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und 
dritten Ländern bis zum 31. Juli 1973 anwendbaren 
Ausgleichsbeträge belaufen sich für die nachstehend 
genannten Getreidearten auf: 


Handel mit 


Dänemark 

RE/Tonne 


Irland 

RE/Tonne 


Norwegen 

RE/Tonne 


dem Verein- 
ten Königreich 
RE/Tonne 


Weichweizen j 

Gerste I 

i 

(Roggen) j 


2. Die im Handel zwischen zwei neuen Mitglied- 
staaten anwendbaren Ausgleichsbeträge sind 

— gleich der Summe der im Handel zwischen jedem 
neuen Mitgliedstaat und der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung anwend- 
baren Ausgleichsbeträge, wenn die Preise für 
die Bestimmung dieser Ausgleichsbeträge in dem 
neuen Mitgliedstaat niedriger und in dem ande- 
ren höher als das gemeinsame Preisniveau sind; 

— in allen anderen Fällen gleich dem Unterschied 
der im Handel zwischen jedem neuen Mitglied- 


staat und der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung anwendbaren Aus- 
gleichsbeträge. 

Artikel 2 

1. Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstatena sowie zwischne diesen und 
driten Ländern bis zum 31. Juli 1973 anwendbaren 
Ausgleichsbeträge werden unter Anwendung der 
nachstehend genannten Koeffizienten auf die für 
das Referenzgetreide anwendbaren Ausgleichsbe- 
träge errechnet. 


Erzeugnis, für das 
der Ausgleichsbetrag 
angewandt wird 


Hartweizen 


Koeffizienten, 

Referenz- ! 

getreide Dänemark 1 Irland 

! RE/Tonne j RE/Tonne 

^ JL _ i ... 

Weichweizen 


im Handel mit 


Norwegen dem Vereinig- 
RE/Tonne ten Königreich 
RE/Tonne 


Roggen 

Hafer 


Gerste 

Gerste 



Mais 

Hirse aller Art, 
ausgenommen Sorghum 

Sorghum 


Gerste 

Gerste 

Gerste 
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2. Für die folgenden Festsetzungen wird der Unter- 
schied, der zwischen den in den neuen Mitgliedstaa- 
ten einerseits und der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung andererseits vor- 
handenen Preisrelationen des Referenzgetreides zu 
jeder betreffenden Getreideart besteht, nach dem in 
Artikel 52 Absatz 2 der Akte vorgesehenen Rhyth- 
mus stufenweise beseitigt. Die der Berechnung zu- 
grunde zu legende Preisrelation ist für jeden neuen 
Mitgliedstaat die sich aus der Anwendung des Aus- 
gleichsbetrages für das abgelaufene Wirtschaftsjahr 
ergebende und für die Gemeinschaft die bei der Fest- 
setzung der Schwellenpreise für das neue Wirt- 
schaftsjahr berücksichtigte Preisrelation. 

3. Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten wird 
für Weichweizen, der nach Artikel 7 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG durch Denaturierung für die mensch- 
liche Ernährung ungeeignet gemacht wurde, der 
Ausgleichsbetrag für Gerste angewandt. 

Für die Erzeugnisse der Tarifstelle 10.07 A und D des 
Gemeinsamen Zolltarifs wird ein Ausgleichsbetrag 
nicht festgesetzt. 

4. Die im Handel zwischen zwei neuen Mitglied- 
staaten anwendbaren Ausgleichsbeträge sind 

— gleich der Summe der im Handel zwischen jedem 
neuen Mitgliedstaat und der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung anwend- 
baren Ausgleichsbeträge, wenn die Preise für die 
Bestimmung dieser Ausgleichsbeträge in dem 
einen neuen Mitgliedstaat niedriger und in dem 
anderen höher als das gemeinsame Preisniveau 
sind; 

— in allen anderen Fällen gleich dem Unterschied 
der im Handel zwischen jedem neuen Mitglied- 
staat und der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung anwendbaren Aus- 
gleichsbeträge. 

Artikel 3 

Für die Berechnung der Ausgleichsbeträge für die in 
Artikel 1 Buchstaben c und d der Verordnung Nr. 


120/67/EWG genannten Erzeugnisse werden die in 
den Verordnungen (EWG) Nr. 968/68, Nr. 1052/68 
und Nr. 1397/69 enthaltenen Koeffizienten ange- 
wandt. 

Artikel 4 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung werden die Ausgleichsbeträge 
von demjenigen der beiden betreffenden Mitglied- 
staaten erhoben oder gewährt, dessen für die Ermitt- 
lung der Ausgleichsbeträge berücksichtigtes Preis- 
niveau am höchsten ist. 

Artikel 5 

Der von dem einführenden Mitgliedstaat erhobene 
Ausgleichsbetrag ist der am Tage der Einfuhr an- 
wendbare Ausgleichsbetrag; der von dem ausfüh- 
renden Mitgliedstaat gewährte Ausgleichsbetrag ist 
der am Tage der Ausfuhr anwendbare Ausgleichs- 
betrag. 

Artikel 6 

Die Einzelheiten für die Gewährung, Erhebung und 
Einziehung der Ausgleichsbeträge werden insbeson- 
dere festgelegt, um Verkehrsverlagerungen zu ver- 
meiden. 

Artikel 7 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, insbesondere die nicht durch Artikel 1 fest- 
gelegten Ausgleichsbeträge, werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 26 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG erlassen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Kommission legt mit den beiden nachgenann- 
ten Verordnungsvorschlägen die ersten Texte in der 
Absicht vor, den Vertrag über den Beitritt im Be- 
reich der Landwirtschaft auszuführen, 

a) Es handelt sich in erster Linie um einen Vor- 
schlag zur Festsetzung der abgeleiteten Interven- 
tionspreise für die wesentlichsten Handelsplätze 
bei Getreide in den neuen Mitgliedstaaten. Diese 
Verordnung wurde unter Berücksichtigung der 
Vorschriften des Artikels 51 der Beitrittsakte 
ausgearbeitet. 

b) Zweitens wird eine Verordnung zur Bestimmung 
der Grundregeln für die Ausgleichsbeträge vor- 
geschlagen. Diese Verordnung legt bestimmte 
Grundbeträge sowie insbesondere die notwen- 
digen Kriterien für die Festsetzung der anderen 
Beträge fest. Für die Festsetzung der letztgenann- 
ten Beträge wird eine im Rahmen des Verwal- 
tungsausschußverfahrens zu treffende Entschei- 
dung der Kommission vorgeschlagen. 

2. Die beiden Vorschläge betreffen den Getreide- 
sektor. Sie sind nicht vollständig, da die zahlenmä- 
ßigen Angaben noch hinzugefügt werden müssen. 
Die Kommission verfolgt ihre Arbeiten mit dem Ziel, 
dem Rat in Kürze die in den Texten noch nachzutra- 
genden Zahlen vorschlagen zu können. Sie übermit- 
telt aber bereits jetzt die nur die Rahmenvorschriften 
enthaltenden Vorschläge, um das Verfahren soweit 
als möglich zu beschleunigen. Sie hält es in der Tat 
für notwendig, daß diese Texte so früh als möglich 
vom Rat angenommen und veröffentlicht werden 
können, um den Handelskreisen in der erweiterten 


Gemeinschaft und insbesondere in den neuen Mit- 
gliedstaaten den Rahmen aufzuzeigen, in dem sich 
nach dem 1. Februar 1973 die Handelsgeschäfte ab- 
wickeln werden, so daß sich der Übergang vom na- 
tionalen System zum gemeinschaftlichen System zu 
den bestmöglichen Bedingungen vollzieht. Dies ist 
insbesondere für den Getreidesektor im Hinblick 
auf den saisonbedingten Charakter der Erzeugung 
sowie die Auswirkungen der für diesen Bereich er- 
griffenen Maßnahmen auf die hiervon abgeleiteten 
Bereiche notwendig. 

Die Kommission setzt ihre Arbeiten in den anderen 
Bereichen fort, um dem Rat, wenn nicht vor den 
Ferien, so doch unmittelbar danach ebenfalls Vor- 
schläge für diese Sektoren zu unterbreiten. 

Den beiden Vorschlägen kommt eine den Getreide- 
sektor übersteigende Bedeutung zu, da sich mit ihnen 
die Frage der Annahme der Durchführungstexte der 
Beitrittsakte durch die Gemeinschaftsinstitutionen, 
insbesondere des zweiten, auf Artikel 62 Absatz 1 
dieser Akte gestützten Vorschlags schon jetzt stellt. 
Die Kommission hält es für die Gemeinschaft für 
möglich, jetzt schon Maßnahmen zu treffen, mit 
denen die Anwendung der Gemeinschaftsregelung 
zum 1. Februar 1973 sichergestellt werden kann. Es 
ist klar, daß die Anwendung dieser Texte, die aus- 
schließlich die erweiterte Gemeinschaft angehen, im 
Rahmen des Interventionsverfahrens und in einer 
Weise erfolgen muß, die die zukünftigen Mitglied- 
staaten soweit als möglich am normalen Prüfungs- 
und Entscheidungsverfahren der Gemeinschaft be- 
teiligt. 
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